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GESETZLICHE REGELUNG VON AUSSTANDSGRÜNDEN UND DAMIT VERBUNDENE PFLICHTEN DES BEAUFTRAGTEN
Im Mandat ____________________ bestätigt der Beauftragte mit seiner Unterschrift auf diesem Dokument, die nachfolgenden gesetzlichen Regelungen und ASTRA-internen Vorgaben zur Kenntnis genommen zu haben und erklärt sich mit denen als einverstanden.
Art. 10 des Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfahren (VwVG, SR 172.021) bestimmt, dass Personen in den Ausstand treten, wenn sie:

· in der Sache ein persönliches Interesse haben;

· mit einer Partei durch Ehe oder eingetragene Partnerschaft verbunden sind oder mit ihr eine faktische Lebensgemeinschaft führen; 

· mit einer Partei in gerader Linie oder bis zum dritten Grade in der Seitenlinie verwandt oder verschwägert sind;

· Vertreter einer Partei sind oder für eine Partei in der gleichen Sache tätig waren;

· aus anderen Gründen in der Sache befangen sein könnten.
Art. 13 des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschffungswesen (BöB, SR 172.056.1) bestimmt, dass Personen in den Ausstand treten, wenn sie:

· am Auftrag ein persönliches Interesse haben;

· mit einer Anbieterin oder mit einem Mitglied eines ihrer Organe durch Ehe oder eingetragene Partnerschaft verbunden sind oder mit ihr eine faktische Lebensgemeinschaft führen; 

· mit einer Anbieterin oder mit einem Mitglied eines ihrer Organe in gerader Linie oder bis zum dritten Grade in der Seitenlinie verwandt oder verschwägert sind;

· Vertreterinnen oder Vertreter einer Anbieterin sind oder für eine Anbieterin in der gleichen Sache tätig waren; oder
· aufgrund anderer Umstände die für die Durchführung öffentlicher Beschaffungen erforderliche Unabhängigkeit vermissen lassen.
Erläuterungen:

Die Bestimmungen über den Ausstand bezwecken die Gewährleistung der Neutralität eines Entscheidungsträgers. Für die Ausstandspflicht reicht praxisgemäss, wenn Umstände einen Anschein der Befangenheit entstehen lassen, ohne dass eine Voreingenommenheit tatsächlich vorliegen muss.
· Ein persönliches Interesse liegt gemäss lit. a von Art. 10 Abs. 1 VwVG vor, wenn die mit der Sache befassten Person entweder direkt oder indirekt betroffen ist. Direkt betroffen ist diese, wenn sie ein unmittelbares persönliches Interesse am Ausgang des Verfahrens hat, d.h. wenn der Entscheid für sie einen direkten Vor- oder Nachteil bewirkt. Bei einer bloss indirekten Betroffenheit hat die Person in den Ausstand zu treten, wenn ihre persönliche Interessensphäre durch den Ausgang des Verfahrens spürbar tangiert wird.

· Die in lit. d von Art. 10 Abs. 1 VwVG genannten "anderen Gründe" sind je nach den konkreten Umständen des Einzelfalls zu bestimmen. Das ist dann der Fall, wenn Umstände bestehen, die das Misstrauen in die Unbefangenheit und damit in die Unparteilichkeit des (Mit-)​Entscheidenden objektiv rechtfertigen. 

· Auch das Zusammentreffen verschiedener Umstände, die für sich allein genommen keinen genügenden Intensitätsgrad für eine Ausstandspflicht aufweisen, kann zur begründeten Besorgnis der Befangenheit führen.(
Pflichten des Beauftragten:

Falls der Anschein der Befangenheit wegen einer besonderen Beziehungsnähe zu einem Anbieter besteht, bin ich verpflichtet, in den Ausstand zu treten, weil sonst der Entscheid mit einem formellen Fehler behaftet ist und vom Gericht aufgehoben wird, unabhängig davon, ob der Entscheid im Übrigen korrekt ist oder nicht.

· Ich teile deshalb meinem Vorgesetzten und dem Projektleiter unverzüglich schriftlich mit, falls in einem Beschaffungsverfahren Anbieter teilnehmen, zu denen ich eine besondere Beziehungsnähe oder sonstige Kontakte habe. Als besondere Beziehungsnähe gelten zum Beispiel enge aktuelle oder frühere Geschäftsbeziehungen (z.B. Kundenbeziehung, strategische Partnerschaft, Beteiligungsform, Anstellungsverhältnis), Partnerschaft (Ehe, eheähnliche Gemeinschaften), Verwandtschaft oder Schwägerschaft, ein wirtschaftliches oder anderes Abhängigkeitsverhältnis oder mehrjährige militärische Kameradschaft.
· Ich vertrete bei der Evaluation eingegangener Angebote im Rahmen eines Beschaffungsverfahrens ausschliesslich die Interessen des Bundes. In einem Beschaffungsverfahren sind sämtliche Informationen, Unterlagen und Ergebnisse vor, während und nach dem Vergabeverfahren vertraulich. Konkret heisst dies, dass diese Daten unberechtigten Dritten in keiner Art und Weise zugänglich gemacht und die Dokumente nicht aus den hierfür bestimmten Räumlichkeiten entfernt werden dürfen.
· Ich darf betreffend die fragliche Beschaffung vor und während des Vergabeverfahrens nicht in Kontakt mit potentiellen Anbietern treten, welcher die Gleichbehandlung aller Anbietenden gefährden könnte.
· Ich verpflichte mich, meinem Vorgesetzten und dem Projektleiter unverzüglich schriftlich mitzuteilen, wenn Aufgaben von mir an weitere Personen delegiert werden, die sich mit dem Beschaffungsprojekt beschäftigen werden und instruiere diese über den Inhalt des vorliegenden Dokuments.
· Ich bin mir bewusst, dass ich bei jeder Vergabe, bei der ich mitwirke, im Evaluationsbericht meine Unbefangenheit – sofern gegeben – im konkreten Fall schriftlich bestätigen muss.
· Ich verpflichte mich, im Ausstandsfall keine Einsicht in Akten zu nehmen, an keinen weiteren Sitzungen teilzunehmen, den Fall mit evaluierenden Personen nicht zu besprechen und mich sonst in keiner Weise zu verhalten, welche den Ausgang des Verfahrens beeinflussen könnte.
Die Nichteinhaltung der oben aufgeführten Punkte kann bei externen Mitarbeitenden eine schwere Vertragsverletzung darstellen. Schadenersatzforderungen gemäss Obligationenrecht (SR 220), die sich bei einer solchen Vertragsverletzung insbesondere aus den verwaltungsinternen Aufwänden bei der ganzen oder teilweisen Wiederholung des Vergabeverfahrens ergeben, bleiben ausdrücklich vorbehalten.
Ich bestätige, die obigen Ausführungen und Verpflichtungen zur Kenntnis genommen zu haben und erkläre mich mit diesen als einverstanden.

Ort und Datum:
________________________________________
Vorname und Name:
________________________________________
Auftragnehmer:
________________________________________
Unterschrift: 
________________________________________
( Insbesondere wirtschaftliche Interessen, in Form wirtschaftlicher Beziehungsnähe (z.B. eines Arbeitsverhältnisses oder sonstiger Geschäftsbeziehungen) oder im Rahmen eines Konkurrenzverhältnisses, können den Anschein von Befangenheit wecken, wobei objektive Gründe auf eine gewisse Intensität hindeuten müssen. Ausstandsbegründende Umstände liegen umso eher vor, je intensiver und aktueller das geschäftliche Verhältnis oder die Konkurrenz ist (vgl. Breitenmoser/Spori Fedail, Kommentierung von Art. 10 und 59 VwVG, Art. 10 N. 82). Angesichts der Vielzahl möglicher Formen wirtschaftlicher Interessenverflechtungen hängt es im Kontext von Ausstandsfragen, bei denen ein früherer Arbeitgeber vom Verfahren betroffen ist, von der Dauer der Anstellung, der Zeitspanne seit Auflösung des Arbeitsverhältnisses sowie der Position des ehemaligen Arbeitnehmers ab, ob die Besorgnis der Befangenheit begründet ist (vgl. Schindler, Die Befangenheit der Verwaltung, Zürich/Basel/ Genf 2002, S. 115).
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